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1 Textliche Festsetzungen

Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 240b „Hörnsheimer Ecke“ – 2. Änderung werden
für seinen Geltungsbereich die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 240b „Hörnsheimer
Ecke“ von 1969 einschließlich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 240b „Hörnshei-
mer Ecke“ von 1993 sowie die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 240c I „Hörnshei-
mer Ecke“ von 1971 und des Bebauungsplanes Nr. 240c II „Hörnsheimer Ecke“ von 1971
durch die Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes ersetzt.

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1.1 Mischgebiet (§ 6 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 sowie Abs. 9 BauNVO)

1.1.1.1 Im Mischgebiet sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe
unzulässig. Einzelhandelsbetriebe können ausnahmsweise zugelassen werden, wenn diese
kein zentrenrelevantes oder zentren- und nahversorgungsrelevantes Hauptsortiment gemäß
der im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Wetzlar enthaltenen Sortimentsliste für
die Stadt Wetzlar umfassen und der Anteil an entsprechenden zentrenrelevanten oder zen-
tren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimenten maximal 10 % der Gesamtverkaufs-
fläche des jeweiligen Betriebes beträgt.

1.1.1.2 Im Mischgebiet sind die nach § 6 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 3 BauNVO allgemein und ausnahms-
weise zulässigen Vergnügungsstätten unzulässig.

1.1.1.3 Im Mischgebiet sind alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf Darbietungen oder
Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig.

1.1.2 Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 6 Nr. 1 sowie Abs. 9 BauNVO)

1.1.2.1 Im Gewerbegebiet sind Einzelhandelsbetriebe unzulässig; hiervon ausgenommen sind der
Handel mit Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeugzubehör sowie der Handel mit Bau- und
Brennstoffen. Ausnahmsweise dürfen die in den Gebieten ansässigen Handwerks- und Ge-
werbebetriebe auf einem untergeordneten Teil der durch die jeweiligen Betriebsgebäude be-
bauten Fläche von maximal 10 % und insgesamt nicht mehr als 200 m² pro Betrieb Produkte
verkaufen, die sie im Gebiet selbst hergestellt, weiterverarbeitet oder weiterbearbeitet haben
oder die sie in ihrer handwerklichen oder gewerblichen Tätigkeit in branchenüblicher Weise
installieren, einbauen oder warten.

1.1.2.2  Im Gewerbegebiet Nr. 8 sind die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Vergnügungsstätten unzulässig.

1.1.2.3  Im Gewerbegebiet Nr. 8 sind alle Arten von Einrichtungen und Betrieben, die auf Darbietun-
gen oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig.
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1.1.3 Sondergebiete für den großflächigen Einzelhandel (§ 11 Abs. 3 BauNVO)

1.1.3.1 Die Sondergebiete für den großflächigen Einzelhandel mit der Zweckbestimmung „Lebens-
mitteleinzelhandel“ dienen der Unterbringung von Betrieben des Lebensmitteleinzelhandels
einschließlich des Verkaufs von Drogeriewaren sowie der sonstigen mit diesem Nutzungs-
zweck verbundenen baulichen und sonstigen Anlagen.

1.1.3.2 Das Sondergebiet für den großflächigen Einzelhandel mit der Zweckbestimmung „Garten-
center“ dient der Unterbringung von Gartenfachmärkten einschließlich der sonstigen mit die-
sem Nutzungszweck verbundenen baulichen und sonstigen Anlagen. Der Anteil an zentren-
relevanten oder zentren- und nahversorgungsrelevanten Randsortimenten gemäß der im
Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Wetzlar enthaltenen Sortimentsliste für die
Stadt Wetzlar beträgt maximal 10 % der Gesamtverkaufsfläche des jeweiligen Betriebes.

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 und 19 Abs. 4 BauNVO)

Im Gewerbegebiet Nr. 6 darf die zulässige Grundfläche durch die Grundflächen der in § 19
Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen abweichend von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO
bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von GRZ = 0,9 überschritten werden, wenn es sich
um bereits baulich errichtete Anlagen handelt, für die vor Rechtswirksamkeit des Bebau-
ungsplanes eine bauordnungsrechtliche Genehmigung erteilt wurde bzw. die vor Rechts-
wirksamkeit des Bebauungsplanes zulässigerweise errichtet wurden und es sich um eine
Nutzungsänderung oder Änderung der bestehenden Hauptanlage handelt.

1.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)

Der untere Bezugspunkt für die Höhenermittlung baulicher Anlagen ist die Oberkante des
Erdgeschoss-Rohfußbodens. Als Gebäudeoberkante gilt der Dachfirst bzw. der oberste Ge-
bäudeabschluss. Die festgesetzte maximal zulässige Gebäudeoberkante gilt auch für sons-
tige bauliche Anlagen, jedoch nicht für technische Aufbauten und untergeordnete Bauteile,
sofern diese insgesamt einen Anteil von 10 % der Dachfläche des jeweiligen Gebäudes nicht
überschreiten.

1.3 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

1.3.1 Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Grünanlage“ sind Fuß-
wege, Aufenthaltsplätze und Spielflächen zulässig. Eine Möblierung der Aufenthalts- und
Freiflächen mit Sitzgelegenheiten, Abfallbehältern und Spielgeräten ist zulässig.

1.3.2 Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Spielplatz“ sind Spielge-
räte insbesondere für Kinder sowie wasserdurchlässig befestigte Fußwege und Aufenthalts-
plätze zulässig. Eine Möblierung mit Sitzgelegenheiten und Abfallbehältern ist zulässig.
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1.3.3 Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Verkehrsbegleitgrün“ sind unter Be-
rücksichtigung bestehender Bäume, Sträucher und sonstiger Bepflanzungen als naturnahe
Grünflächen zu gestalten.

1.4 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.4.1 Oberirdische Pkw-Stellplätze sind bei Neuerrichtung in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B.
mit weitfugigem Pflaster, Rasengittersteinen, Porenpflaster oder Schotterrasen, zu befesti-
gen, sofern wasserwirtschaftliche Belange nicht entgegenstehen.

1.4.2 Die Verwendung von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien (Folie oder
Vlies) zur Freiflächengestaltung ist unzulässig. Die Anlage von permanent mit Wasser ge-
füllten Teichen sowie die Verwendung im Zusammenhang mit der Errichtung von Anlagen
zur Rückhaltung von anfallendem Niederschlagswasser bleiben hiervon unberührt.

1.5 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB)

1.5.1 Mindestens 10 % der Grundstücksflächen eines Baugrundstückes sind mit standortgerech-
ten Laubbäumen und Laubsträuchern zu bepflanzen; der Bestand sowie die nach den sons-
tigen zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes vorgesehenen
Anpflanzungen können hierbei angerechnet werden.

1.5.2 Je Baumsymbol in der Planzeichnung ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten; bei Abgang sind entsprechende Ersatzpflanzungen vor-
zunehmen. Eine Verschiebung der Pflanzungen von bis zu 10 m gegenüber den zeichne-
risch festgesetzten Standorten ist zulässig.

1.5.3 Die Dachflächen des obersten Geschosses von Gebäuden mit Dächern mit einer Neigung
bis einschließlich 15° sind mindestens in extensiver Form fachgerecht und dauerhaft zu be-
grünen. Die Mindesthöhe der Substratschicht beträgt 10 cm. Von einer Begrünung ausge-
nommen sind Lichtkuppeln, Dachaufgänge, technische Aufbauten, Attikabereiche und
Brandschutzstreifen; Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie zählen in diesem Zu-
sammenhang nicht zu den technischen Aufbauten und sind fachgerecht über der Dachbe-
grünung auszuführen. Die Festsetzung gilt nicht für Gebäude, für die vor Rechtswirksamkeit
des Bebauungsplanes eine bauordnungsrechtliche Genehmigung erteilt wurde bzw. die vor
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes zulässigerweise errichtet wurden.

1.5.4 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind fachgerecht zu
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzu-
nehmen; hierbei ist eine Verschiebung der Baumpflanzungen von bis zu 10 m gegenüber
den zeichnerischen festgesetzten Standorten der zu erhaltenden Laubbäume zulässig.
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2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO)

2.1 Gestaltung baulicher Anlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

2.1.1 Zur Dacheindeckung sind nicht glänzende Materialien zu verwenden. Die Zulässigkeit von
Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie von Dachbegrünungen bleibt unbe-
rührt.

2.1.2 Als vollflächige Fassadenfarben sind grelle Farben in Anlehnung an die RAL-Farben Nr.
1003 (Signalgelb), Nr. 2010 (Signalorange), Nr. 3001 (Signalrot), Nr. 4008 (Signalviolett), Nr.
6032 (Signalgrün) und Nr. 5005 (Signalblau) unzulässig. Die Farbgestaltung von Werbean-
lagen an Gebäuden bleibt hiervon unberührt.

2.2 Werbeanlagen (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

2.2.1 Selbstleuchtende Werbeanlagen sowie Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder
laufendem Licht sind unzulässig. Werbeanlagen sind blendfrei und nicht beweglich zu ge-
stalten. Licht darf nicht an angestrahlten Flächen vorbeigelenkt werden. Zur Vermeidung
sind Leuchtmittel mit gerichteter Abstrahlung oder Blendklappen einzusetzen. Um Streulicht
in den Himmel und die Umgebung zu vermeiden, dürfen Anstrahlungen nur von oben nach
unten erfolgen.

2.2.2 Werbeanlagen an Gebäuden dürfen die jeweilige Außenwandhöhe nicht überschreiten.

2.3 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Zulässig sind ausschließlich offene Einfriedungen, z.B. aus Drahtgeflecht oder Stabgitter,
sowie die Pflanzung von heimischen Laubhecken.

2.4 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

2.4.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für eine andere zulässige
Verwendung benötigt werden, unter Verwendung von standortgerechten Laubbäumen und
Laubsträuchern sowie artenreicher Ansaaten, als naturnahe Grünfläche anzulegen und zu
pflegen. Die Anlage von Kunstrasenflächen ist unzulässig.

2.4.2 Großflächig mit Steinen, Kies, Schotter oder sonstigen vergleichbaren Materialschüttungen
bedeckte Flächen, in welchen diese Materialien das hauptsächliche Gestaltungselement
sind und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind unzulässig. Stein- oder
Kiesschüttungen, die dem Spritzwasserschutz unmittelbar am Gebäude oder der Versicke-
rung von Niederschlagswasser dienen, bleiben hiervon unberührt.
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3 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen

3.1 Stellplatz- und Abstellplatzsatzung

Auf die Satzung über Stellplätze, Garagen und Fahrrad-Abstellplätze im Stadtgebiet Wetzlar
(Stellplatz- und Abstellplatzsatzung) der Stadt Wetzlar in der jeweils rechtsgültigen Fassung
wird hingewiesen.

3.2 Baumschutzsatzung

Auf die Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt Wetzlar (Baumschutzsatzung)
in der jeweils rechtsgültigen Fassung wird hingewiesen.

3.3 Denkmalschutz

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmal-
pflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige
im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhal-
tung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG).

3.4 Abwasserbeseitigungssatzung und Verwertung von Niederschlagswasser

3.4.1 Auf die Bestimmungen der Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt Wetzlar in der jeweils
rechtsgültigen Fassung wird hingewiesen.

3.4.2 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG).

3.4.3 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, ver-
wertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenste-
hen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG).

3.5 Grundwasser

Sollte im Zuge von Baumaßnahmen und einer Bebauung der Grundstücke im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes während der Baugrubenherstellung Grundwasser aufgeschlos-
sen und dessen Ableitung erforderlich werden, ist dies unverzüglich beim Kreisausschuss
des Lahn-Dill-Kreises, Untere Wasserbehörde, anzuzeigen.
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3.6 Vorsorgender und nachsorgender Bodenschutz

3.6.1 Bei der Umsetzung der Planung und Baudurchführung sind die einschlägigen Vorgaben und
Normen sowie insbesondere die vom Hessischen Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt, Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat herausgegebenen Merkblätter „Bodenschutz für
Bauausführende“ und „Bodenschutz für Häuslebauer“ sowie die DIN-Vorschriften DIN 19639
„Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, DIN 18915 „Vegetations-
technik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ und DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit – Ver-
wertung von Bodenmaterial“ zu beachten.

3.6.2 Im Zuge von Erdaushubmaßnahmen kann es bei allen und auch bei bereits untersuchten
und sanierten Altflächen punktuell zum Anfall von verunreinigtem Boden aus der Vornutzung
kommen. Die Bewertung der Bodenverunreinigungen bzw. Bodenveränderungen beruht auf
der jeweiligen Nutzung der Fläche. Bei sensiblen Nachnutzungen wie Wohnbebauung, Nutz-
gärten und Kinderspielflächen ist eine erneute Beurteilung der Schadstoffsituation erforder-
lich, wofür gegebenenfalls eine Nachuntersuchung notwendig werden kann. Sollten im Zuge
der Bauarbeiten Anhaltspunkte für das Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen oder Alt-
lasten wahrgenommen werden, sind nach § 4 Abs. 1 und 2 Hessisches Altlasten- und Bo-
denschutzgesetz (HAltBodSchG) die Bauarbeiten an dieser Stelle abzubrechen und der
Sachstand unverzüglich den zuständigen Behörden zur Prüfung anzuzeigen. Darüber hin-
aus treten im innerstädtischen Bereich häufig Auffüllungen mit Materialien auf, die Schad-
stoffe enthalten können. Aushubarbeiten sind daher im Hinblick auf mögliche Schadstoffbe-
lastungen grundsätzlich sehr sorgfältig auszuführen. Aushubmaterial ist ordnungsgemäß zu
verwerten oder zu beseitigen.

3.6.3 Mögliche Schadstoffbelastungen im Untergrund sind außerdem auch bei der Anlage von
versickerungsfähigen Oberflächen und bei der Herstellung von Pflanzflächen zu berücksich-
tigen. Insbesondere zur Wiederherstellung durchwurzelbarer Bodenschichten bzw. von Bö-
den mit hoher Funktionalität sowie zum Schutz noch vorhandener, bisher kaum anthropogen
veränderter Böden wird im Rahmen von Baumaßnahmen empfohlen, eine bodenkundliche
Baubegleitung hinzuzuziehen. Die rechtlichen Vorgaben und fachlichen Anforderungen an
den Bodenschutz sind bei Baumaßnahmen einzuhalten.

3.7 Kampfmittelbelastung

Das Plangebiet befindet sich in einem ehemaligen Bombenabwurfgebiet. Vom Vorhanden-
sein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen werden. In
den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaß-
nahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 5 m durchgeführt wurden, sind keine Kampfmit-
telräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprü-
fung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten
und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 m (ab
GOK II. WK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll



Textliche Festsetzungen, Bebauungsplan Nr. 240b „Hörnsheimer Ecke“ – 2. Änderung

Vorentwurf - Planstand: 23.07.2026 8

grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. Sofern die Fläche, z.B. wegen
Auffüllungen, Versiegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien nicht sondierfähig
sein sollte, sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor boden-
eingreifenden Bauarbeiten erforderlich.

3.8 Zulässigkeit von baulichen Anlagen an Landesstraßen

3.8.1 Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-
durchfahrt dürfen längs der Landesstraßen gemäß § 23 Abs. 1 HStrG

1) Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der
befestigten Fahrbahn,

2) bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten an Landesstraßen unmittelbar oder
mittelbar angeschlossen werden sollen,

nicht errichtet werden. Dies gilt für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs
entsprechend. Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für technische Einrichtungen, die für das Erbringen von
öffentlich zugänglichen Telekommunikationsdiensten erforderlich sind. Weitergehende bun-
des- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.

3.8.2 Im Übrigen bedürfen gemäß § 23 Abs. 2 HStrG Baugenehmigungen oder nach anderen
Vorschriften notwendige Genehmigungen der Zustimmung der Straßenbaubehörde, wenn

1) bauliche Anlagen längs der Landesstraße außerhalb der zur Erschließung der anliegen-
den Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten in einer Entfernung bis zu 40
m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert
oder anders genutzt werden sollen,

2) bauliche Anlagen auf Grundstücken, die außerhalb der zur Erschließung der anliegenden
Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten über Zufahrten an Landesstraßen
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geändert oder anders genutzt
werden sollen.

Die Zustimmungsbedürftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend für bauliche Anlagen, die an-
zeigebedürftig sind. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben un-
berührt.

3.9 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Anforderungen

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von Fort-
pflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13
und 14 BNatSchG) sind insbesondere,
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a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ge-
schützter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen,

b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen daraufhin zu
kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind,

c) Gehölzrückschnitte und -rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.03. bis 30.09.)
durchzuführen,

d) Gebäude außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) vor Beginn von Abrissarbeiten durch
einen Fachgutachter auf überwinternde Arten zu überprüfen.

Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren.
Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45
Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde
zu beantragen.

3.10 Schutz und Erhalt von Bäumen und sonstigen Bepflanzungen

Gesunder Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch Baumaßnahmen
betroffen ist. Der zu erhaltende Bewuchs ist während Bauarbeiten gemäß DIN 18920 „Schutz
von Bäumen, Gehölzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ durch ent-
sprechende Schutzmaßnahmen vor Beschädigung oder sonstigen Beeinträchtigungen des
Kronen-, Stamm- und Wurzelraumbereiches zu schützen. Dies gilt auch für Bäume, die nicht
auf den Baugrundstücken stehen.

3.11 Gesetzlich geschützte Biotope

Die bestehenden Baumreihen entlang der Frankfurter Straße (Landesstraße L 3360) sowie
der Forsthausstraße (Kreisstraße K 354) stellen gemäß § 30 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) i.V.m. § 25 Abs. 1 Nr. 1 Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur
Pflege der Landschaft (Hessisches Naturschutzgesetz – HeNatG) gesetzlich geschützte Bi-
otope dar. Gemäß § 30 Abs. 2 BNatSchG sind Handlungen, die zu einer Zerstörung oder
einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung dieser Biotope führen können, verboten.

3.12 Hinweise zur Eingriffsminimierung

3.12.1 Für die Außenbeleuchtung ist auf aufgeneigte Leuchten, Bodenstrahler, Skybeamer, Kugel-
leuchten oder nicht abgeschirmte Röhren zu verzichten. Licht soll nur dann eingeschaltet
sein, wenn es benötigt wird und ist außerhalb der Nutzungszeit zu dimmen oder abzuschal-
ten. Künstliches Licht darf nur dorthin strahlen, wo es unbedingt nötig ist. Zur Vermeidung
ungerichteter Abstrahlung sind daher vollabgeschirmte Leuchten einzusetzen, die nur unter-
halb der Horizontalen abstrahlen und die im installierten Zustand kein Licht horizontal oder
nach oben abstrahlen. Im Übrigen wird auf die einschlägigen Regelungen des § 35 HeNatG
verwiesen.
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3.12.2 Es wird darauf hingewiesen, dass die Errichtung großflächiger, vollständig transparenter
oder spiegelnder Glaskonstruktionen mit einer zusammenhängenden Glasfläche von mehr
als 20 m² gemäß § 37 Abs. 2 HeNatG in der Regel unzulässig ist. Zudem sind gemäß § 37
Abs. 3 HeNatG bei Neubau und grundlegender Sanierung bestehender Baukörper großflä-
chige Glasfassaden und spiegelnde Fassaden zu vermeiden und dort, wo sie unvermeidbar
sind, so zu gestalten, dass Vogelschlag vermieden wird.

3.13 Artenauswahl

Artenliste 1 (Bäume):

Acer campestre – Feldahorn Liquidambar styraciflua – Amberbaum
Acer monspessulanum – Französischer Ahorn Ostrya carpinifolia – Hopfenbuche
Acer platanoides – Spitzahorn Parrotia persica – Parrotie
Acer platanoides 'Columnare' – Spitzahorn Prunus padus – Traubenkirsche
Aesculus x carnea – Rotbl. Rosskastanie Sorbus aria/intermedia – Mehlbeere
Carpinus betulus – Hainbuche Tilia cordata – Winterlinde
Ginkgo biloba – Ginkgobaum Tilia tomentosa – Silberlinde
Gleditsia triacanthos – Gleditschie Ulmus x hollandica – Stadt-Ulme

Artenliste 2 (Sträucher):

Amelanchier ovalis – Gemeine Felsenbirne  Mespilus germanica – Mispel
Berberis vulgaris – Berberitze Philadelphus coronarius – Pfeifenstrauch
Buxus sempervirens – Buchsbaum Pyracantha – Feuerdorn
Corylus avellana – Hasel Rhamnus cathartica – Kreuzdorn
Crataegus – Weißdorn Ribes div. spec. – Beerensträucher
Euonymus europaeus – Pfaffenhütchen Rosa canina – Hundsrose
Ligustrum vulgare – Liguster Salix caprea – Salweide
Lonicera xylosteum – Heckenkirsche Salix purpurea – Purpurweide
Lonicera caerulea – Heckenkirsche Sambucus nigra – Schwarzer Holunder
Malus sylvestris – Wildapfel Viburnum lantana – Wolliger Schneeball

Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume):

Amelanchier div. spec. – Felsenbirne Lonicera periclymenum – Waldgeißblatt
Chaenomeles div. spec. – Zierquitte Magnolia div. spec. – Magnolie
Cornus florida – Blumenhartriegel Malus div. spec. – Zierapfel
Cornus mas – Kornelkirsche Philadelphus div. spec. – Falscher Jasmin
Deutzia div. spec. – Deutzie Rosa div. spec. – Rosen
Hamamelis mollis – Zaubernuss Spiraea div. spec. – Spiere
Lonicera nigra – Heckenkirsche Weigela div. spec. – Weigelia
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Artenliste 4 (Kletterpflanzen):

Aristolochia macrophylla – Pfeifenwinde Lonicera spec. – Geißblatt
Clematis div. spec. – Wald-Rebe Parthenocissus tricusp. – Wilder Wein
Hedera helix – Efeu Wisteria sinensis – Blauregen
Hydrangea petiolaris – Kletter-Hortensie

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz
wird hingewiesen.

3.14 Sortimentsliste für die Stadt Wetzlar gemäß Einzelhandels- und Zentrenkonzept der
Stadt Wetzlar vom 08.04.2019 (Auszug)

Kurzbezeichnung Sortiment Nr. nach WZ 2008* Bezeichnung nach WZ 2008

Zentrenrelevante Sortimente

Augenoptik 47.78.1 Augenoptiker
Bekleidung (ohne Sportbeklei-
dung)

47.71 Einzelhandel mit Bekleidung

Bücher 47.61
47.79.2

Einzelhandel mit Büchern
Antiquariate

Campingartikel aus 47.64.2 Einzelhandel mit Sport- und Campingarti-
keln (ohne Campingmöbel) (daraus nur:
Einzelhandel mit Campingartikeln)

Computer (PC-Hardware und -
Software)

47.41 Einzelhandel mit Datenverarbeitungsge-
räten, peripheren Geräten und Software

Elektrokleingeräte aus 47.54 Einzelhandel mit elektrischen Haushalts-
geräten (daraus nur: Einzelhandel mit
elektrischen Staubsauger, Nähmaschinen
usw. für den Haushalt sowie Einzelhandel
mit elektrischen Brotschneidemaschinen,
Dosenöffnern usw. für den Haushalt)

Fahrräder und Zubehör 47.64.1 Einzelhandel mit Fahrrädern, Fahrradtei-
len und -zubehör

Foto- und optische Erzeug-
nisse und Zubehör

41.78.2 Einzelhandel mit Foto- und optischen Er-
zeugnissen (ohne Augenoptiker)

Glas/Porzellan/Keramik 47.59.2 Einzelhandel mit keramischen Erzeugnis-
sen und Glaswaren

Haus-/Bett-/Tischwäsche aus 47.51 Einzelhandel mit Textilien (daraus nur:
Einzelhandel mit Haus- und Tischwä-
sche, z.B. Hand-, Bade- und Geschirrtü-
cher, Tischdecken, Stoffservietten, Bett-
wäsche)

Hausrat/Haushaltswaren aus 47.59.9 Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen
anderweitig nicht genannt (nur: Einzel-
handel mit Hausrat aus Holz, Metall und
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Kunststoff, z.B. Besteck und Tafelgeräte,
Koch- und Bratgeschirr, nicht elektrische
Haushaltsgeräte, sowie Einzelhandel mit
Haushaltsartikeln und Einrichtungsgegen-
ständen anderweitig nicht genannt)

Heimtextilien (Gardinen,
Dekostoffe, Sicht-/Sonnen-
schutz)

aus 47.53
aus 47.51

Einzelhandel mit Vorhängen und Gardi-
nen
Einzelhandel mit Dekorations- und Mö-
belstoffen, dekorativen Decken und Kis-
sen, Stuhl- und Sesselauflagen u.ä.

Kinderwagen aus 47.59.9 Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen
anderweitig nicht genannt (nur: Einzel-
handel mit Kinderwagen)

Kurzwaren/Schneidereibedarf/
Handarbeiten sowie Meter-
ware für Bekleidung und Wä-
sche (inkl. Wolle)

aus 47.51 Einzelhandel mit Textilien (nur: Einzel-
handel mit Kurzwaren, z.B. Nähnadeln,
handelsfertig aufgemachte Näh-, Stopf-
und Handarbeitsgarn, Knöpfe, Reißver-
schlüsse sowie Einzelhandel mit Aus-
gangsmaterial für Handarbeiten zur Her-
stellung von Teppichen und Stickereien)

Medizinische und orthopädi-
sche Geräte

47.74 Einzelhandel mit medizinischen und or-
thopädischen Artikeln

Papier/Büroartikel/Schreib-
waren

47.62.2 Einzelhandel mit Schreib- und Papierwa-
ren, Schul- und Büroartikeln

Schuhe, Lederwaren 47.72 Einzelhandel mit Schuhen und Lederwa-
ren

Spielwaren 47.65 Einzelhandel mit Spielwaren
Sportartikel (inkl. Sportbeklei-
dung)

aus 47.64.2 Einzelhandel mit Sport- und Campingarti-
keln (ohne Campingartikel, Anglerbedarf
und Boote)

Telekommunikationsartikel 47.42 Einzelhandel mit Telekommunikationsge-
räten

Uhren/Schmuck 47.77 Einzelhandel mit Uhren und Schmuck
Unterhaltungselektronik (inkl.

Tonträger)

47.43

47.63

Einzelhandel mit Geräten der Unterhal-
tungselektronik
Einzelhandel mit bespielten Ton- und
Bildträgern

Waffen/ Jagdbedarf/Angeln aus 47.78.9

aus 47.64.2

Sonstiger Einzelhandel a.n.g. (daraus
nur: Einzelhandel mit Waffen und Muni-
tion)
Einzelhandel mit Sport- und Campingarti-
keln (daraus nur: Anglerbedarf)

Wohneinrichtungsbedarf
(ohne Möbel), Bilder/Pos-

47.78.3 Einzelhandel mit Kunstgegenständen, Bil-
dern, kunstgewerblichen Erzeugnissen,
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ter/Bilderrahmen/Kunstgegen-
stände

aus 47.59.9

Briefmarken, Münzen und Geschenkarti-
keln
Einzelhandel mit Haushaltsgegenständen
anderweitig nicht genannt (daraus nur:
Einzelhandel mit Holz-, Kork-, Korb- und
Flechtwaren

Zentren- sowie nahversorgungsrelevante Sortimente

Blumen aus 47.76.1 Einzelhandel mit Blumen, Pflanzen, Sä-
mereien und Düngemitteln (nur: Blumen)

Drogeriewaren 47.75 Einzelhandel mit kosmetischen Erzeug-
nissen und Körperpflegemitteln (nur: Dro-
geriewaren)

Nahrungs- und Genussmittel  47.2 Einzelhandel mit Nahrungs- und Genuss-
mitteln, Getränken und Tabakwaren (in
Verkaufsräumen)

Parfümerieartikel/Kosmetik 47.75 Einzelhandel mit kosmetischen Erzeug-
nissen und Körperpflegemitteln (nur: Par-
fümerieartikel/ Kosmetik)

Pharmazeutische Artikel (nur
nicht rezept- und apotheken-
pflichtig)

47.73 Apotheken

Zeitungen/Zeitschriften 47.62.1 Einzelhandel mit Zeitschriften und Zeitun-
gen

* WZ 2008 = Klassifikation der Wirtschaftszweige des Statistisches Bundesamtes, Ausgabe 2008
** Die Zuordnung zu Haushaltsgegenständen begründet sich aus der Überleitung der WZ 2003 zur WZ 2008


